
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Exekutionsordnung 

Kundmachungsorgan 

RGBl. Nr. 79/1896 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 86/2021 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 294 

Inkrafttretensdatum 

01.07.2021 

Abkürzung 

EO 

Index 

23/04 Exekutionsordnung 

Text 

Pfändung 

§ 294. (1) Das Gericht hat bei Bewilligung der Exekution dem Drittschuldner zu verbieten, an den 
Verpflichteten zu bezahlen. Zugleich hat das Gericht dem Verpflichteten selbst jede Verfügung über seine 
Forderung und über ein allfälliges für diese bestelltes Pfand sowie insbesondere die Einziehung der 
Forderung zu untersagen. Ihm ist aufzutragen, bei beschränkt pfändbaren Geldforderungen unverzüglich 
dem Drittschuldner allfällige Unterhaltspflichten und das Einkommen der Unterhaltsberechtigten 
bekanntzugeben. Sowohl dem Drittschuldner wie dem Verpflichteten ist hiebei mitzuteilen, dass der 
betreibende Gläubiger an der betreffenden Forderung ein Pfandrecht erworben hat. Die Zustellung des 
Zahlungsverbotes ist nach den Vorschriften über die Zustellung von Klagen vorzunehmen. 

(2) Ist ein Verwalter bestellt, so obliegt es ihm, dem Drittschuldner und dem Verpflichteten die vom 
Gericht ausgesprochenen Verbote sowie den Auftrag und die Mitteilungen nach Abs. 1 hinsichtlich der 
von ihm ermittelten und genau zu bezeichnenden Forderungen mitzuteilen. Er kann den Drittschuldner 
zur Abgabe einer Drittschuldnererklärung nach § 301 auffordern. Der Verwalter hat das Gericht und den 
betreibenden Gläubiger von der von ihm vorgenommenen Pfändung der Forderungen zu verständigen. 

(3) Die Pfändung ist mit Zustellung des Zahlungsverbotes an den Drittschuldner als bewirkt 
anzusehen. Wird das Zahlungsverbot einem Konzernunternehmen zugestellt, das nicht Schuldner der im 
Exekutionsantrag genannten Forderung ist und ist Schuldner dieser Forderung ein anderes Unternehmen 
im selben Konzern, so ist der Empfänger des Zahlungsverbots berechtigt, dieses und den Auftrag zur 
Drittschuldnererklärung auf Gefahr des betreibenden Gläubigers an das andere Konzernunternehmen 
weiterzuleiten. Er hat den betreibenden Gläubiger von der Weiterleitung zu verständigen. 

(4) Der Drittschuldner kann das Zahlungsverbot mit Rekurs anfechten oder dem Exekutionsgericht 
anzeigen, dass die Exekutionsführung nach den darüber bestehenden Vorschriften unzulässig sei. 
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